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Stellungnahme des dbb sh: 
Rassismus und Extremismus im öffentlichen Dienst 

Im Landtag wird aktuell ein Antrag diskutiert, das Werteverständnis 
des Öffentlichen Dienstes bezüglich Rassismus und Rechts-
extremismus wissenschaftlich zu untersuchen. Dazu wurde die 
Meinung des dbb eingeholt. Wir haben empfohlen, von einer solchen 
Untersuchung abzusehen, damit sich die Beschäftigten nicht einem 
Generalverdacht ausgesetzt sehen. Vielmehr sollte dafür Sorge getra-
gen werden, dass der öffentliche Dienst eine Vorbildfunktion wahr-
nehmen und die ihm obliegenden Aufgaben zuverlässig erfüllen kann. 

Denn auch was Umgang und Haltung bezogen auf Rassismus und 
Extremismus angehen, spielt der gesamte öffentliche Dienst eine wichtige 
Rolle: Er steht für einen funktionierenden Rechts- und Sozialstaat und ist 
bei der Aufgabenerfüllung an Recht und Gesetz gebunden. Damit sind 
rassistische oder extreme Einstellungen beziehungsweise Verhaltens-
weisen nicht vereinbar. 

Gut ist, dass solche Fälle verhältnismäßig selten auftreten und dass sie – 
wenn doch - klare Konsequenzen nach sich ziehen. Aus unserer Sicht ist 
abgesehen von solchen Ausnahmefällen aber klar: Die Beschäftigten des 
Öffentlichen Dienstes stehen mit beiden Füßen auf dem Boden des 
Grundgesetzes und leisten eine tadellose Arbeit. 

Unser zuverlässiger öffentlicher Dienst ist auch eine Folge der hier 
bestehenden besonderen Regelungen. Sie reichen von den im 
Grundgesetz verankerten Vorgaben für Stellenbesetzungen über die im 
Beamten- und Tarifrecht verlangte Bekenntnispflicht zur freiheitlich-
demokratischen Grundordnung bis hin zu klaren Regelungen bei möglichen 
Fehlerhalten. Zu nennen sind die Remonstrationspflicht bei Bedenken 
gegen die Rechtmäßigkeit dienstlicher Anordnungen und natürlich das 
Disziplinar- und Arbeitsrecht. 

Wenn die besonderen Anforderungen an den öffentlichen Dienst greifen, 
fair mit ihm umgegangen wird und er seine Aufgaben professionell erfüllen 
kann, dann ist das ganz sicher auch ein wichtiger Beitrag zum Kampf gegen 
Rassismus und Rechtsextremismus. Es kommt also besonders auf die 
bereitgestellten Ressourcen an. Wenn diese allerdings noch nicht einmal 
eine verfassungskonforme Besoldung ermöglichen, kann eine gewisse 
Schieflage nicht übersehen werden – denn von den Beschäftigten wird eine 
uneingeschränkte Verfassungstreue erwartet. 
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Tarifrunde Bund und Kommunen geht in die Schlichtung: 
Der Schaden durch das Arbeitgebermodell wäre irreparabel 
Die Tarifverhandlungen mit Bund und Kommunen wurden durch die 
Gewerkschaften für gescheitert erklärt – auch mit den Stimmen aus 
Schleswig-Holstein. „Wir können nicht akzeptieren, dass den von der 
Tarifrunde betroffenen Beschäftigten letztendlich dauerhafte 
Reallohnverluste zugemutet werden“, bekräftigte dbb 
Landesbundvorsitzender Kai Tellkamp, der auch der dbb 
Verhandlungskommission angehört. „Hinzukommt, dass damit eine 
nachteilige Ausgangslage für die im Herbst anstehende Tarifrunde 
der Länder geschaffen wird, die auch für die Landes- und 
Kommunalbeamtinnen und -beamten relevant wird“. 

Damit entstünde ein nahezu irreparabler Schaden, wenn die Vorstellungen 
der Arbeitgeber in einem Tarifvertrag münden würden. Die entstandene 
Situation ist auch dem Umstand geschuldet, dass die Arbeitgeber auffällig 
unvorbereitet in die Verhandlungen gegangen sind. Die am Ende der 
mehrtägigen Verhandlungen noch hastig vorgestellten „Denkmodelle“ 
stellten kein verbindliches Angebot dar und blieben im Detail vage. Aber 
ein entscheidender Grundfehler war stets sichtbar: Die Beschäftigten 
sollten zunächst mit Einmalzahlungen ruhig gestellt und mit viel zu späten 
und unzureichenden Tabellenanpassungen empfindlichen 
Reallohnverlusten ausgesetzt werden. Höhere Tabellenwerte sollten 
nämlich erst im Laufe des Jahres 2024 greifen und würden bestenfalls die 
Preissteigerungen des Jahres 2023 ausgleichen. Die hohe Inflation aus 
dem Jahr 2022 würde dann nahezu komplett und dauerhaft als 
Reallohnverlust durchgreifen. Die Arbeitgeber haben weder verstehen 
noch mathematisch erkennen wollen, dass das nicht funktionieren kann. 
 
Die Arbeitgeber rufen die Schlichtung an, um zunächst weitere Streiks zu 
vermeiden - denn während der Schlichtung besteht Friedenspflicht. Jetzt 
wird eine Schlichtungskommission gebildet, die zu gleichen Teilen aus 
Vertreterinnen und Vertretern der Arbeitgeber sowie der Gewerkschaften 
besteht. Jede Seite benennt außerdem einen unparteiischen 
Vorsitzenden. Das ist für die Gewerkschaftsseite der ehemalige Bremer 
Staatsrat Hennig Lühr und für die Arbeitgeberseite der ehemalige 
sächsische Ministerpräsident Georg Milbradt. Auf der Grundlage einer von 
der Schlichtungskommission vorgelegten Einigungsvorschlags werden 
erneut Tarifverhandlungen aufgenommen, die zu einer Einigung führen 
können – aber nicht müssen. Urabstimmung und Vollstreik sind also noch 
nicht vom Tisch! Gut, dass die Beschäftigten bereits durch Warnstreiks 
deutlich gezeigt haben, dass nicht jeder Vorschlag akzeptiert wird! 
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Testungen und Impfungen im öffentlichen Dienst: 
Kritik und Anerkennung sind gleichermaßen berechtigt 

Dem öffentlichen Dienst fällt auch in seiner Rolle als Arbeitgeber eine 
wichtige Funktion bei der Bekämpfung der Pandemie zu. Dazu zählt 
insbesondere die Testorganisation für in Präsenz Beschäftigte und die 
Förderung von Impfungen. Auch wenn der damit verbundene logis-
tische Kraftakt nach den Rückmeldungen der dbb Mitgliedsorga-
nisationen inzwischen weitgehend gelingt, gibt es auch berechtigte 
Kritik: eine schlüssige Gesamtstrategie ist nicht in jeder Hinsicht 
erkennbar und insbesondere die Lehrkräfte sind hohem Druck und 
sogar der Androhung von Disziplinarmaßnahmen ausgesetzt. 

Allein das Land Schleswig-Holstein benötigt wöchentlich über 1,3 Millionen 
Tests – inklusive dem Bedarf für Kinder in Schulen und Kitas. Die 
Beschaffung und Verteilung bedeuten Kosten in Höhe von wöchentlich über 
8 Millionen Euro. Dabei haben sich die Testungen der Beschäftigten ganz 
überwiegend gut eingespielt.  

Allerdings stößt die Situation an den Schulen auf deutliche Kritik: Die 
Lehrkräfte verantworten nicht nur ihre eigenen Testungen sondern häufig 
auch jene der Schülerinnen und Schüler – ein weiteres Beispiel für 
sachfremde Aufgaben, die zulasten der Zeit für pädagogische Aufgaben 
gehen. „Wenn dann zu allem Überfluss vorsorglich und pauschal 
Disziplinarmaßnahmen für den Fall der Nichtbefolgung angedroht werden, 
wird komplett über das Ziel hinausgeschossen und das Wohlwollen der 
Kolleginnen und Kollegen nicht gerade gefördert“, moniert dbb 
Landesbundvorsitzender Kai Tellkamp. 

Was die Impfungen anbetrifft, konnte bei den von den Priorisierungen 
betroffenen Berufsgruppen häufig bereits eine hohe Quote erreicht werden. 
Doch auch diesbezüglich gibt es Unmut bei den Lehrkräften: An 
weiterführenden Schulen muss deutlich länger auf Impfungen gewartet 
werden - immerhin soll es nun ab dem 10. Mai auch dort losgehen. Hinzu 
kommt, dass im öffentlichen Dienst eine dienststellenübergreifende 
Gesamtstrategie hinsichtlich der Einbindung von Betriebsärzten nicht 
erkennbar ist. Betriebliche Impfungen werden bislang nur teilweise und 
unabhängig von begründeten Erfordernissen forciert. 

Auch auf kommunaler Ebene ergibt sich ein buntes Bild. Testungen werden 
in einigen Dienststellen sehr professionell angeboten und durchgeführt, in 
anderen ist noch sehr viel Luft nach oben. Eine große Herausforderung für 
die Beschäftigten stellt auch die Zusammentragung und Umsetzung 
aktueller Vorgaben für die verschiedenen Einrichtungen dar. 
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